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7. Internationale Finanzbeziehungen*
D
IE LANGFRISTIGEN KAPITALFLÜSSE in Entwicklungs- und Transitionsländer
sind im Jahr 2004 erneut angestiegen. Dazu haben insbesondere die priva-
ten Kapitalflüsse und in geringerem Masse auch die öffentliche Entwick-
lungshilfe beigetragen. Gestiegen sind von neuen auch die Überweisungen
von Migrantinnen und Migranten. Die Verschuldung der Entwicklungsländer
gegenüber dem Ausland wuchs nur geringfügig. Hingegen stieg in vielen Ländern
die Binnenschuld stark an. Die Vorschläge für eine Entschuldung der ärmsten
Länder gegenüber den multilateralen Institutionen konnten noch nicht endgültig
umgesetzt werden. Die Schweiz spielte wiederum eine aktive Rolle in den interna-
tionalen Finanzierungsinstitutionen.
7.1. Kapitalflüsse in Entwicklungs- und Transitionsländer
7.1.1. Übersicht
Die langfristigen Nettokapitalflüsse in Entwicklungs- und Transitionsländer stie-
gen gemäss Weltbank im Jahr 2004 um über 40 Milliarden Dollar auf insgesamt
324 Milliarden Dollar an1 (vgl. Tabelle 15). Das entspricht 4,5 Prozent des Brut-
tonationaleinkommens (BNE) aller Entwicklungs- und Transitionsländer.
Betrachtet man hingegen die gesamte Zahlungsbilanz, so haben die Entwick-
lungsländer insgesamt in hohem Mass Kapital exportiert. Dies drückt sich in
weiterhin stark gestiegenen internationalen Währungsreserven aus. Die
Zunahme dieser Reserven belief sich im Jahr 2004 gemäss provisorischen
Angaben der Weltbank auf 378 Milliarden Dollar2. Ein grosser Teil entfiel auf
asiatische Schwellenländer, doch verzeichneten 101 von 132 der Weltbank
berichtenden Ländern gestiegene Währungsreserven. Der Aufbau von Wäh-
rungsreserven erfolgt durch den Kauf von ausländischen Wertschriften und ent-
spricht einem Kapitalexport (siehe unten Punkt 7.1.6).
Bei den privaten Flüssen haben zwar die Investitionsflüssen erneut zugenom-
men, ohne aber den hohen Stand der späten 90er Jahre zu erreichen. Stark ange-
stiegen sind hingegen Obligationenaufnahmen und kurzfristige Kredite. Bei den
öffentlichen Kapitalflüssen waren die Kredite erneut rückläufig, währenddem
bei der öffentlichen Hilfe eine weitere Verschiebung von Krediten zu Geschen-
ken zu verzeichnen ist. Für das Jahr 2005 weisen die Bank für Internationalen
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* Von Bruno Gurtner, Ökonom, bei Alliance Sud (der entwicklungspolitischen Arbeitsgemeinschaft der
Hilfswerke Swissaid, Fastenopfer, Brot für alle, Helvetas, Caritas und HEKS) für den Bereich Inter-
nationale Finanzbeziehungen zuständig.
1 World Bank, Global Development Finance 2005, Mobilizing Finance and Managing Vulnerability,
Vol. I, Washington, 2005, <www.worldbank.org/prospects/gdf/2005>.
2 Für die entsprechenden Definitionen und unterschiedlichen Aggregierungsformen der Kapitalflüsse
vgl. Global Development Finance 2005, aaO, Vol. II, S. xxi – xxiii. Die in Tabelle 15 als negative
Zahlen angegebenen Veränderungen der internationalen Reserven entsprechen Zuwächsen bei den
Reservepositionen.
Zahlungsausgleich (BIZ) und das Institute of International Finance (IIF) weiter-
hin steigende Kapitalflüsse aus3.
Die mit den stark angestiegenen Erdölpreisen verbundenen Umleitungen welt-
weiter Kapitalströme von Erdöl produzierenden Ländern drücken sich in den
Zahlen von 2004 noch nicht aus. The Economist mutmasst jedoch, dass die
Erdöl exportierenden Länder ihre Zahlungsbilanzüberschüsse in den Jahren
2005 und 2006 mehr als verdoppeln würden. Wohin das Geld fliesst, sei derzeit
jedoch noch schwierig auszumachen. Es gebe Anzeichen, dass die Erdölländer
mehr sparen würden als in vorausgegangenen Hochpreisperioden. Trotzdem
würde mit höheren Sozialausgaben und höheren Investitionen ein beträchtlicher
Teil der Exporterlöse in den Ländern selber verbleiben4.
Tabelle 15 : Langfristige Kapitalflüsse in Entwicklungsländer 1999-2004
(in Milliarden Dollar)
1999 2000 2001 2002 2003 2004a
Total Kapitalflüsse netto, öffentlich
und privat
239.1 201.1 205.2 200.9 282.1 323.8
Investitionsflüsse 195.1 178.6 180.9 159.8 176.6 192.3
Private Kredite 1.5 –0.4 –30.5 3.7 73.8 109.0
Öffentliche Flüsse (Kredite+Hilfe) 42.2 23.0 54.9 37.4 31.7 22.5
Private Flüsse (Kredite+Investitionen) 196.6 178.1 150.3 163.5 250.4 301.3
Investitionsflüsse (privat) 195.1 178.6 180.9 159.8 176.6 192.3
Direkte Auslandsinvestitionen 182.4 166.2 174.8 154.0 151.8 165.5
Portfolioinvestitionen 12.7 12.4 6.0 5.8 24.8 26.8
Private Kreditflüsse 1.5 –0.4 –30.5 3.7 73.8 109.0
Obligationen (Bonds) 29.8 17.5 11.0 11.2 28.1 63.0
Bankkredite –6.8 –3.8 –11.0 –3.8 3.1 –1.8
Andere Kredite –1.5 –4.3 -6.5 –6.5 –6.3 –5.7
Kurzfristige Kredite –20.1 –7.9 –23.9 2.8 48.9 53.6
Öffentliche Flüsse (Hilfe+Kredite) 42.4 23.0 54.9 37.4 31.7 22.5
Öffentliche Kredite 13.9 -5.8 27.0 5.2 –11.6 –24.9
Weltbank 8.8 7.9 7.5 –0.2 –1.2 –1.4
IWF –2.2 –10.7 19.5 14.0 2.4 –10.9
Andere 7.3 –3.0 0.0 –8.6 –12.8 –12.7
Öffentliche Hilfe (ohne TZ) 28.5 28.7 27.9 32.2 43.4 47.4
Schuldenwirksame Kapitalflüsse 15.4 –6.2 -3.5 8.9 62.6 84.1
Private Kreditflüsse 1.5 –0.4 -30.5 3.7 73.8 109.0
Öffentliche Kredite 13.9 –5.8 27.0 5.2 –11.6 –24.9
Zur Information
Öffentliche Hilfeb 56.4 53.7 52.3 58.2 69.0 79.5
Fremdarbeiterüberweisungenc 71.9 85.6 96.1 113.4 142.1 160.4
Veränderungen internationaler Reserven –33.4 –46.8 –81.7 –171.7 –291.9 –378.2
Quelle : WB, Global Development Finance 2005 (GDF), Vol. I, Tabellen 1.1, 1.4 und A.21.
a Schätzung, provisorisch ; b Zahlen gemäss OECD ; c WB, Global Economic Prospects 2006: International Remittances and
Migration. Washington, November 2005, <www.worldbank.org/prospects/gep>.
GDF, Vol. II enthält detaillierte Angaben über Definitionen und Aggregierungsmethoden sowie übersichtliche schematische
Darstellungen (S. ix – xxiii).
& Jahrbuch 2006, Nr 1, Statistiken, Teil A, A.2.3. Zusammensetzung der Aussenschuld der Entwick-
lungsländer und der für sie bestimmten Finanzflüsse.
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3 BIZ, 75. Jahresbericht, Basel, 2005, und BIZ, diverse Quartalsberichte, <www.bis.org>, sowie IIF,
Press Release, „Record Capital Flows Seen for 2005“, Washington, 24.9.2005, <www.iif.com>.
4 The Economist, Oil producers’ surpluses : Recycling the petrodollars, London, November 12, 2005.
7.1.2. Öffentliche Entwicklungsfinanzierung
Die Zahlen für das Jahr 2004 bei der öffentlichen Entwicklungsfinanzierung
bestätigen eindrücklich den Wandel weg von Krediten hin zu Geschenken. Die
öffentliche Kreditvergabe hat sich von einem Nettozufluss von 27 Milliarden
Dollar im Jahr 2001 zu Nettorückzahlungen von (minus) 25 Milliarden Dollar
im Jahr 2004 umgekehrt (Tabelle 15). Das ist insbesondere auf die deutlich
geringeren Neukredite des IWF und auf die massiven Kreditrückzahlungen
hauptsächlich von Argentinien, Brasilien und der Türkei an den IWF zurückzu-
führen. Im Jahr 2004 überstiegen die Rückzahlungen beim IWF die Neukredite
um fast 11 Milliarden Dollar.
Aber auch bei der Weltbank war die Nettoausleihe mit 1,5 Milliarden Dollar
negativ. Kumulativ vergab die Weltbank in den letzten drei Jahren insgesamt 
9 Milliarden Dollar weniger, als sie Rückflüsse verzeichnete. Unter anderem ist
dies darauf zurückzuführen, dass China, Indien und Thailand vorzeitig Pro-
grammkredite zurückzahlten. Ebenso waren umfangreiche Rückzahlungen von
mittelfristigen Strukturanpassungskrediten an die ehemaligen Krisenländer
Argentinien, Indonesien und Russland fällig.
Schliesslich reduzierten auch die bilateralen Geber ihre Kredite deutlich zuguns-
ten von Geschenken. Zudem fiel auch ins Gewicht, dass einige Schuldnerländer
den Mitgliedern des Pariser Klubs vorzeitig grössere Tranchen zurückzahlten.
Hingegen hat die öffentliche Entwicklungshilfe weiterhin zugenommen. Wie die
OECD mitteilte, erreichte sie mit 79,5 Milliarden Dollar einen noch nie dagewe-
senen Höchststand5. Gemäss der Organisation steigerten 15 von 22 Mitgliedslän-
dern des OECD-Entwicklungshilfeausschusses (DAC) ihre Hilfe. Die öffentliche
Entwicklungshilfe der Schweiz fiel um 3 Prozent auf 0,37 Prozent des Bruttona-
tionaleinkommens (BNE) ab, wobei die OECD zum Zeitpunkt der Veröffentli-
chung den Einschluss von Ausgaben für Asylbewerber aus Entwicklungsländern
im ersten Aufenthaltsjahr in der Schweiz noch nicht mitberücksichtigt hatte.
DEZA und seco, welche diese Ausgaben bereits berücksichtigt haben, veran-
schlagen den Anteil der öffentlichen Entwicklungshilfe der Schweiz am BNE für
2004 auf 0,41 Prozent.
& Jahrbuch 2006, Nr. 1, Kap. 2, 2.4.1. Tabelle 1, Öffentliche Entwicklungshilfe sämtlicher DAC-
Länder, 1995-2004 ; 2.4.2. Neue Berechnungsmethode der öffentlichen Entwicklungshilfe.
Die Weltbank wies darauf hin, dass die strategische Vergabe der Hilfe durch
einige Geber dazu führte, dass Afghanistan, der Irak, Jordanien, Kolumbien und
Pakistan ihre Anteile an der gesamten Hilfe innerhalb der letzten drei Jahre
mehr als verdreifachen konnten. Der Anteil Afrikas südlich der Sahara an der
zusätzlichen öffentlichen Hilfe betrug 60 Prozent, wobei vor allem die sog.
Post-Conflict-Countries Nutzen zogen. Insgesamt lag der Anteil der öffentlichen
Hilfe am Bruttonationaleinkommen aller Entwicklungsländer weiterhin bei
einem Prozent. Für die ärmsten Länder sind es knapp über zwei Prozent. Von
der öffentlichen Entwicklungshilfe von 69 Milliarden Dollar im Jahr 2003 wur-
den 49,8 Milliarden durch bilaterale Kanäle ausgerichtet. Davon entfielen 8,3
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5 OECD, „Official Development Assistance increases further – but 2006 targets still a challenge“. Press
Release, 11.4.2005, <www.oecd.org>.
Milliarden auf Entschuldungsmassnahmen, 5,9 Milliarden auf Katastrophen-
hilfe und 3,5 Milliarden auf administrative Kosten6.
7.1.3. Private Flüsse
Der Zufluss von privatem Kapital stieg im Jahr 2004 weiter an, allerdings weni-
ger stark als im Vorjahr und erreichte insgesamt über 300 Milliarden Dollar.
Den grössten Anstieg verzeichneten die Obligationenanleihen. Direkte Aus-
landsinvestitionen konzentrieren sich weiterhin auf wenige Schwellenländer.
Schweizer Investoren erhöhten ihre Anlagen in Entwicklungsländern.
❏ Schuldenwirksame Kapitalflüsse
Die privaten, schuldenwirksamen Kapitalflüsse stiegen im Jahr 2004 von 73,8
auf nunmehr 109 Milliarden Dollar an (Tabelle 15). Dazu trug vor allem die
erneute gesteigerte Mittelaufnahme durch Anleihen (Bonds) zahlreicher Schwel-
len- und Entwicklungsländer mit mittlerem Einkommen bei. Das reflektiert
sowohl das Vorhandensein grosser liquider Mittel und die relativ tiefen Zinsen
auf den Weltmärkten (Angebotsseite) als auch die zunehmende Schuldenfähig-
keit zahlreicher Entwicklungsländer dank ihrer verbesserten makroökonomi-
schen Situation und ihres gestärkten Schuldenmanagements (Nachfrageseite).
Die Risikozuschläge vor allem für Schwellenländer waren in der Folge im Jahr
2004 tiefer als in den Vorjahren und verdeutlichten die bessere Kreditperfor-
mance zahlreicher Entwicklungsländer. Damit überstieg die Neuaufnahme von
Anleihen erstmals den Betrag der neuen Bankkredite. Zwei Drittel der neuen
Anleihen von Entwicklungsländern wurden vom privaten Sektor aufgenommen
(Vorjahr : 57%)7. Dank breiterer einheimischer Investorenbasis können zudem
immer mehr Schwellenländer Anleihen in ihrer eigenen Währung statt in Hart-
währungen aufnehmen. Für Osteuropa und asiatische Schwellenländer beträgt
der Anteil der Lokalwährungsanleihen bereits über ein Drittel8.
Zwar haben Entwicklungs- und Transitionsländer weiterhin Zugang zu interna-
tionalen privaten Bankkrediten, doch die Neuvergaben stagnierten im Jahr 2004.
Abzüglich der Rückzahlung alter Kredite ergab sich sogar ein kleiner Negativ-
saldo von 1,8 Milliarden Dollar. Einen weiteren Anstieg verzeichneten die kurz-
fristigen Kredite. Sie stiegen auf nunmehr 53,6 Milliarden Dollar9.
❏ Investitionsflüsse
Die Investitionsflüsse stiegen 2004 erneut an, erreichten aber mit insgesamt 192
Milliarden Dollar immer noch nicht den Höchststand von 1999 (Tabelle 15).
Die direkten Auslandsinvestitionen (Foreign Direct Investments, FDI) erreichten
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6 WB, GDF, Vol I, aaO., Tabelle 1.5. Zahlen für 2004 liegen noch nicht vor.
7 WB, GDF 2005, Vol. I, aaO. S. 19ff. Der IWF widmet ein Kapitel seines Global Stability Report vom
September 2005 dem Bondmarkt von Schwellenländern : IMF, Global Stability Report. Market Deve-
lopment and Issues. Washington, September 2005, <www.imf.org/external/pubs/ft/gfsr/2005/02>.
8
„Beachtung für Lokalwährungsobligationen“, NZZ, 14.4.2005. Vgl. auch IMF, Global Financial Sta-
bility Report, Chapter IV, September 2005, aaO.
9 Zur veränderten Rolle von öffentlich garantierten Exportkrediten vgl. IMF, Officially Supported
Export Credits in a Changed World. Washington, Juni 2005, <http://www.imf.org/external/pubs/
cat/longres.cfm?sk=18073.0>.
im Jahr 2004 mit 166 Milliarden Dollar den Betrag des Jahres 2000. Die Kon-
zentration auf wenige Länder bleibt hoch : Die fünf grössten Schwellenländer
(Brasilien, China, Indien, Mexiko, Russland) ziehen 60 Prozent aller FDI an,
vom Jahreszuwachs sogar 88 Prozent. Immerhin erreichte der Anteil der Ent-
wicklungsländer mit niedrigem Einkommen einen Anteil von 11 Prozent aller
FDI, der höchste prozentuale Anteil in den vergangenen 15 Jahren10. Gemäss
Weltbank widerspiegelt sich der Anstieg hauptsächlich in hohen Auslandsinves-
titionen in den Dienstleistungssektor Indiens, aber auch in den Erdöl- und Erd-
gassektor weniger afrikanischer Länder wie Äquatorial-Guinea, Angola, Sudan
und Tschad.
Angestiegen sind aber auch die FDI aus Schwellen- und Entwicklungsländern.
Sie verdoppelten sich innerhalb der letzten zwei Jahre, erreichten 2004 schon 40
Milliarden Dollar und stammen hauptsächlich aus den grössten Schwellenlän-
dern (Brasilien, China, Indien, Mexiko, Russland11).
Portfolioinvestitionen stiegen nach dem grossen Sprung im Vorjahr nur noch
geringfügig auf 27 Milliarden Dollar. Diese Stagnation ist auf die verhaltene
Börsenentwicklung in China, Indien und Südafrika zurückzuführen, deren Bör-
sen 82 Prozent aller in Entwicklungsländer getätigten ausländischen Portfolio-
investitionen anzogen.
Der UNCTAD-Weltinvestitionsbericht 2005
Auch der Weltinvestitionsbericht 2005 der UNCTAD12 verzeichnete für das Jahr
2004 weltweit einen leichten Anstieg der FDI um zwei Prozent auf 648 Milliar-
den Dollar. Allerdings stützt sich dieses Wachstum auf die FDI in Entwick-
lungsländern, fiel doch der Zustrom der FDI in entwickelte Länder wie in den
Vorjahren rückläufig aus (Tabelle 16). Der Zustrom von FDI in entwickelte Län-
der (zu denen die UNCTAD nun auch die neuen EU-Länder zählt), fiel mit 380
Milliarden Dollar um 14 Prozent geringer aus als im Vorjahr, der vierte Rück-
gang in der Folge. Demgegenüber stiegen die FDI-Zuflüsse in die Entwick-
lungsländer im Vergleich zum Vorjahr um 40 Prozent auf nunmehr 233 Milliar-
den Dollar.
Die UNCTAD verfügt für zahlreiche Länder über detaillierte Daten zu den ein-
zelnen Komponenten der FDI (Kapitalbeteiligungen, Re-investierte Gewinne,
Innergesellschaftliche Darlehen). Kapitalbeteiligungen sind für die entwickelten
Länder mit fast zwei Dritteln die grösste Komponente. Ein Teil der rückläufigen
FDI-Zuströme ist allerdings laut UNCTAD auf die Reduktion der innergesell-
schaftlichen Darlehen zurückzuführen.
Bei den Entwicklungsländern ist in den letzten Jahren der Anteil der re-inves-
tierten Gewinne am Gesamtzufluss stetig angestiegen und erreichte 2004 bereits
36 Prozent.
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10 WB, GDF 2005, Vol. I, aaO. S. 2 und 15ff.
11 WB, GDF 2005, Vol. I, aaO. S. 17. Diese Zahlen erachtet die Weltbank angesichts der statistischen
Lücken als zu tief. Die UNCTAD weist denn auch doppelt so hohe FDI-Abflüsse aus (Tabelle 16).
12 UNCTAD, World Investment Report 2005 : Transnational Corporations and the Internationalization
of R&D. United Nations, New York and Geneva, 2005, <www.unctad.org/wir>.
Tabelle 16 : Ausländische Direktinvestitionen (FDI), nach Ländern und Regionen,
in Milliarden Dollar, Zufliessende FDI (2002-2004), Abfliessende FDI (2003-2004),
Bestand (2004)
Zufliessende FDI Abfliessende FDI Bestand
Region/Land 2002 2003 2004 2003 2004 2004
Industrieländer 547.8 442.2 380.0 577.3 637.4 6469.8
Europa 427.6 359.4 223.4 390.0 309.5 4258.5
Schweiz 6.3 16.6 4.5 15.1 25.2 181.0
Nordamerika 92.8 63.2 102.2 140.9 276.7 1777.7
Japan 9.2 6.3 7.8 28.8 31.0 97.0
Entwicklungsländer 155.5 166.3 233.2 29.0 83.2 2226.0
Lateinamerika/Karibik 50.5 46.9 67.5 10.6 10.9 723.8
Asien/Pazifik 92.0 101.4 147.6 17.2 69.4 1283.0
Süd/Südostasien 86.3 94.8 137.7 21.2 69.4 1178.5
China 52.7 53.5 60.6 0.2 1.8 245.5
Mittlerer Osten 5.7 6.5 9.8 –4.0 –0.0 100.1
Afrika 13.0 18.0 18.1 1.2 2.8 219.3
Nordafrika 3.9 5.3 5.3 0.1 0.5 70.2
Afrika südlich der Sahara 9.1 12.7 12.8 1.1 2.3 149.1
Südosteuropa und Zentralasien 12.8 24.1 34.9 10.6 9.7 199.5
Südosteuropa 3.8 8.4 10.8 0.1 0.2 46.9
Zentralasien 9.0 15.7 24.1 10.4 9.6 152.6
Alle Länder 716.1 632.6 648.1 616.9 730.3 8895.3
Ärmste Entwicklungsländer 6.3 10.4 10.7 0.1 0.1 3.6
Quelle : UNCTAD, World Investment Report 2005, Tabellen B.1 und B.2.
Der Kapitalverkehr der Schweiz
Sowohl die schweizerischen Direktinvestitionen im Ausland als auch die Anla-
gen aus der Schweiz in ausländischen Wertpapieren (Portfolioinvestitionen) sind
im Jahr 2004 deutlich angestiegen.
Schweizerische Unternehmen steigerten ihre Direktinvestitionen im Ausland im
Jahr 2004 um 12 Milliarden Franken auf 33 Milliarden Franken (Tabelle 17),
davon 6,4 Milliarden in Schwellen- und Entwicklungsländern. Grösste Ziel-
region war Asien, wobei Singapur China weit überflügelte. Bei Südamerika sind
die Anlagen in den karibischen Offshore-Zentren in den Zahlen eingeschlossen.
Ansonsten wurden wie im Vorjahr beträchtliche Auslandsinvestitionen in Brasi-
lien getätigt. In Mexiko hingegen wurde wie im Vorjahr desinvestiert. Weiterhin
rückläufig sind die Auslandsinvestitionen in Südafrika13.
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13 Schweizerische Nationalbank (SNB), Zahlungsbilanz der Schweiz 2004, Zürich, September 2005,
<www.snb.ch>. Vgl. auch SNB, „Die Entwicklung der Direktinvestitionen im Jahr 2004“, SNB,
Dezember 2005, <www.snb.ch>, sowie Blattner Niklaus, Investitionen und Finanzierung von Schwei-
zer Firmen im Ausland. Referat vom 9.9.2005, <www.snb.ch/d/aktuelles/referate/ref_051109_nbl.
html>. Die SNB verwendet eine neue länderweise und regionale Gliederung, welche die Eruierung
von Zahlen für Entwicklungs- und Schwellenländer erschwert.
Tabelle 17 : Die schweizerischen Direktinvestitionen im Ausland, 2001-2004
(in Millionen Franken)
Schweiz. Direktinvestitionen Ausländische Direktinvestitionen
im Auslanda in der Schweizb
Regionc 2001 2002 2003 2004p 2001 2002 2003 2004p
Industrieländer 23 631 13 034 16 939 26 085 14 602 10 021 20 985 –2510
Mittel- und Osteuropa 1589 1587 309 1320
Offshore-Zentren Europa –242 –246 2855 650
Schwellenländer 730 –253 586 1996 181 8 135 212
Schwellenländer Asien 227 729 152 3966
Singapur –523 1050 –202 4007
Schwellenländer Mittel-
und Südamerika
Brasilien –808 –615 163 439
Mexiko 941 184 –61 –2500
Entwicklungsländer 6421 –532 3345 4424 162 –247 977 157
Entwicklungsländer Asien 631 –35 34 323 22 –293 35 11
China 181 –64 –188 175
Entwicklungsländer Mittel-
und Südamerika
5702 –246 3317 4328 136 42 938 141
Offshore-Zentren Karibik 5546 –505 3940 3833 137 43 939 142
Entwicklungsländer Afrika 89 –251 –6 –227 5 5 5 5
Südafrika 54 –238 –243 –83
Alle Länder 30782 12249 20 869 32 505 14 945 9783 22 097 –2142
Quelle : SNB, Die Entwicklung der Direktinvestitionen im Jahr 2004, Dezember 2005. Vgl. auch : SNB, Zahlungsbilanz der
Schweiz 2004, Zürich, September 2005.
a Minus (–) bedeutet einen Kapitalrückfluss in die Schweiz (Desinvestition).
b Minus (–) bedeutet einen Kapitalabfluss aus der Schweiz (Desinvestition).
c Die Regionen sind im SNB-Bericht „Die Entwicklung der Direktinvestitionen im Jahr 2003“ definiert.
p provisorisch.
Die schweizerischen Portfolioinvestitionen14 im Ausland stiegen im Jahr 2004
von 44 auf 53 Milliarden Franken, hauptsächlich durch den Kauf von Divi-
dendenpapieren. Ausländische Anleger investierten im Jahr 2004 3,6 Milliarden
Franken, hauptsächlich Schuldtitel. Die SNB veröffentlicht keine nach Her-
kunfts- und Zielländern gegliederte Statistik. Credit Suisse erachtet den Anteil
der Entwicklungs- und Schwellenländer an den schweizerischen Portfolioinves-
titionen jedoch als gering15.
Die Einkommen aus schweizerischen Kapitalanlagen im Ausland stiegen im
Jahr 2004 um knapp vier Milliarden Franken und erreichten den Umfang von 87
Milliarden Franken. Umgekehrt flossen 38 Milliarden Franken an Kapitalerträ-
gen aus ausländischen Anlagen in der Schweiz ins Ausland16.
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14 SNB, Zahlungsbilanz der Schweiz 2004, aaO.
15 Credit Suisse Economic Research, Kapitalexportland Schweiz : Bedeutung als Portfolioinvestor. Spot-
light, 21.1.2005 <www.credit-suisse.com/research> >Publikationen >Spotlight.
16 Die SNB gliedert Kapitaleinnahmen und -ausgaben nicht in regionale und länderweise Kategorien.
Entsprechende Zahlen für Schweizer Kapitalerträge aus Anlagen in Entwicklungsländern wie für
Erträge aus Anlagen aus Entwicklungsländern in der Schweiz fehlen deshalb.
7.1.4. Überweisungen von Migrantinnen und Migranten
Die Überweisungen von Migrantinnen und Migranten in ihre Heimatländer stie-
gen weiterhin stark an. Entwicklungsländer erhielten nach neuen Berechnungen
der Weltbank im Jahr 2004 160 Milliarden Dollar. Für 2005 erwartet sie sogar
167 Milliarden17. Grösste Empfängerländer sind Indien, China und Mexiko. In
Tonga betragen diese Rimessen 31 Prozent des BNE, in Moldawien 27,1 Pro-
zent, in Lesotho 25,8 Prozent, in Haiti 24,8 Prozent und in Bosnien-Herzego-
wina 22,5 Prozent.
7.1.5. Neue, innovative Finanzierungsmechanismen
Keine wesentlichen Fortschritte waren im Jahr 2005 hinsichtlich der Realisie-
rung neuer, innovativer Finanzierungsmechanismen zu verzeichnen. Die
Schlusserklärung des UN-Gipfels MDG+5 anerkannte zwar den Wert innovati-
ver Finanzquellen und nahm mit Interesse Kenntnis von entsprechenden interna-
tionalen Bemühungen. Im Hinblick auf den MDG+5-Gipfel lancierte die
Gruppe der sechs Länder über innovative Ressourcen (Brasilien, Frankreich,
Chile, Spanien, Algerien und Deutschland) eine Erklärung, die von 79 Ländern
unterzeichnet worden war. Die Schweiz figuriert nicht auf dieser Liste.
Der Vorschlag des britischen Schatzkanzlers zur Schaffung einer Internationa-
len Finanzierungsfazilität (IFF) wurde auf die Vorarbeit für einen Pilotversuch
zur Finanzierung von Massnahmen gegen übertragbare Krankheiten (Pilot IFF
for Immunization, IFFim) reduziert. England, Frankreich, Italien, Spanien und
Schweden versprachen, insgesamt 273 Millionen Dollar dafür zu finanzieren.
Zugunsten der „Globalen Allianz für Impfstoffe und Immunisierung“, der
Geberstaaten, WHO und UNICEF wie auch die Pharmaindustrie und die Bill-
Gates-Stiftung angehören, soll die IFFim auf dem Kapitalmarkt 4 Milliarden
Dollar aufnehmen.
Die Gruppe der sechs Länder lancierte im Juni 2005 den Vorschlag einer frei-
willigen Abgabe auf Flugtickets. Frankreich will zum 1. Juli 2006 eine Abgabe
von 1 bis 2 Euro auf Economy Class Tickets und von 20 bis 40 Euro auf Busi-
ness Class Tickets einführen. Chile beabsichtigt einen Zuschlag von zwei Dollar
auf internationalen Flügen, während Grossbritannien einen Teil der bestehenden
Flugtaxen in die Finanzierung der Pilot IFFim umleiten will. DEZA, seco und
die Finanzverwaltung erarbeiten Berichte zu den innovativen Finanzmechanis-
men18. Doch die Schweiz nimmt seit der bundesrätlichen Klausur über die
Aussenpolitik der Schweiz vom 18. Mai 2005 gegenüber allen globalen Steuern
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17 WB, Global Economic Prospects 2006, aaO., Kapitel 4, Tabelle 1. Vgl. dazu auch : Migration in an
interconnected world : New directions for action. Report of the Global Commission on International
Migration. New York, Oktober 2005, <www.gcim.org> sowie IMF, World Economic Outlook. Globa-
lization and External Imbalances, Washington, 2005, <www.imf.org/external/pubs/ft/weo/2005/01>.
18 Publiziert wurde lediglich ein Bericht der DEZA: Hofer, Walter and Gerster, Richard, New Sources of
Development Financing: An SDC Working Paper. Bern, März 2005, <www.deza.admin.ch/resources/
deza_product_en_1579.pdf> oder <www.gersterconsulting.ch/docs/SDC_working_Paper_NSDF.pdf>.
Die DEZA hatte zudem Jean-Pierre Landau, Verfasser des Berichtes über innovative Finanzierungs-
mechanismen zuhanden der UNO-Generalversammlung von 2004, zu ihrer Veranstaltung „Traverse“
vom 22.3.2005 über diese neuen Instrumente eingeladen, <www.deza.admin.ch/index.php?navID=
22884>.
wie auch gegenüber der IFF eine ablehnende Haltung ein, will aber eine IFFim
und eine freiwillige Abgabe auf Flugtickets prüfen, sofern viele andere Länder
diese beiden Massnahmen verwirklichen würden.
& Jahrbuch 2006, Nr. 1, Kap. 2, 2.1.3. Neue Finanzierungsinstrumente und Position der verschiedenen
schweizerischen Akteure.
7.1.6. Schwellenländer als Kapitalexporteure
Im Prinzip sind sich fast alle Experten einig : Die globalen Ungleichgewichte in
den Zahlungsbilanzen, Währungen und Wachstumsraten bilden grosse Risiken
für den weiteren Verlauf der Weltwirtschaft19. Das Zahlungsbilanzdefizit der
USA überschritt Ende 2004 mit 666 Milliarden Dollar die Schwelle von 6 Pro-
zent ihres BNE. Gegenstück dazu bilden die immer weiter wachsenden Zah-
lungsbilanzüberschüsse der meisten Entwicklungs- und Schwellenländer20. Der
Zahlungsbilanzüberschuss aller Entwicklungs- und Schwellenländer belief sich
Ende 2004 auf 247 Milliarden Dollar, eine Verdreifachung des Wertes vom Jahr
2002. Dazu trugen nicht nur die grossen asiatischen Schwellenländer China,
Malaysia, Thailand und die Philippinen bei. Der Überschuss aller anderen Ent-
wicklungsländer belief sich nämlich auf 150 Milliarden Dollar21. Mit diesen
Überschüssen finanzierten die betreffenden Entwicklungsländer das Zahlungsbi-
lanzdefizit der USA, indem sie in grossem Ausmass hauptsächlich US-amerika-
nische Wertschriften kauften. Gegenstück dazu ist eine weitere Erhöhung ihrer
internationalen Währungsreserven um 378 Milliarden Dollar (Tabelle 15).
Uneinig sind sich die Ökonomen, ob der Aufbau derartiger Währungsreserven
für Entwicklungsländer nachhaltig sei, oder ob er nicht mit zu hohen Kosten ver-
bunden sei. Vollends strittig sind die Rezepte für einen geordneten Abbau der
globalen Ungleichgewichte. US-amerikanische Ökonomen bevorzugen haupt-
sächlich eine Abwertung der chinesischen Währung, welche das Zahlungsbilanz-
defizit der USA reduzieren könnte. Der IWF spricht sich mit einer Reihe weite-
rer Experten mehr für eine konzertierte Aktion aller Beteiligten aus. Die USA
sollten ihr „Zwillingsdefizit“ (Zahlungsbilanzdefizit und Budgetdefizit) abbauen,
Europa und Japan müssten stärker wachsen und China sowie andere Überschuss-
länder müssten ihre Währungen flexibilisieren. Dieser Meinung schloss sich
Bundesrat Merz an der Tagung des Internationalen Währungs- und Finanzaus-
schusses im September 2005 in Washington an. Er wies allerdings deutlich dar-
auf hin, dass die USA dazu einen bedeutenden Beitrag leisten müssten, indem sie
ihr Budgetdefizit reduzieren und ihren Konsumboom abschwächen müssten.
& Jahrbuch 2005, Nr. 1, Schwellenländer als Kapitalexporteure, S. 100-101.
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19 Eine Übersicht über die Argumentationen, Risiken und Auswirkungen für Schwellenländer bietet
Kapitel 3 des Berichts der Weltbank, Global Development Finance 2005 (GDF 2005), aaO., Kapitel
3, S. 51ff.
20 Nach vorläufigen Schätzungen des IWF dürften auch die Erdöl exportierenden Länder ihre internatio-
nalen Reserven seit 2002 auf nunmehr 400 Milliarden Dollar vervierfacht haben (IMF, World Econo-
mic Outlook: Building Institutions, Washington, 2005, <www.imf.org/external/pubs/ft/weo/2005/02>).
Wohin diese Petrodollars fliessen, ist aber ungewiss. Anzeichen deuten darauf, dass sie verstärkt in
US-Aktien und -Industrieobligationen fliessen. Das würde erklären, weshalb die langfristigen Zinsen
in den USA bislang nicht stärker gestiegen sind und der Dollar nicht abgewertet worden ist („Petro-
dollars kurbeln US-Kreislauf an“, Tages-Anzeiger, 23.11.2005).
21 IMF, World Economic Outlook : Building Institutions, op. cit., Tabellen 25, 28 und 31.
7.2. Aussenverschuldung
Die gesamte Aussenverschuldung der Entwicklungs- und Transitionsländer stieg
im Jahre 2004 leicht an. In zahlreichen Schwellenländern erhöhten sich jedoch
die internen Schulden. Die G-8-Länder schlugen als Komplettierung der HIPC-
Initiative eine vollständige Streichung der Schulden der ärmsten Länder gegen-
über multilateralen Finanzierungsinstitutionen vor, deren detaillierte Regelung
allerdings nach wie vor hängig ist. Die Streichung öffentlich garantierter kom-
merzieller Schulden im Pariser Klub wird als öffentliche Entwicklungshilfe
gewertet.
7.2.1. Trends
Die gesamten Schulden der Entwicklungs- und Transitionsländer stiegen
gemäss Weltbank im Jahr 2004 um 42 Milliarden Dollar auf nunmehr 2597
Milliarden Dollar an (Tabelle 18). Angestiegen sind insbesondere die kurzfristi-
gen Schulden sowie die Obligationenschulden. Deutlich gesunken sind die
Schulden gegenüber dem IWF und den bilateralen, öffentlichen Gläubigern.
Tabelle 18 : Die Gesamtverschuldung der Entwicklungs- und Transitionsländer,
1980, 1990, 2000 und 2003-2004 (in Milliarden Dollar)
1980 1990 2000 2003 2004
Langfristige Verschuldung 407.1 1 099.2 1 906.8 2 045.2 2 040.8
Davon öffentlich/öffentlich garantiert 338.9 1 039.2 1 363.4 1 450.1 1 459.1
Öffentliche Schulden 149.9 551.1 781.0 826.5 800.7
Multilateral 46.3 203.4 333.3 381.4 382.8
– davon konzessionell 18.0 68.5 129.3 167.0 171.7
Bilateral 103.6 347.8 447.8 445.0 417.9
– davon konzessionell 71.7 207.0 250.6 292.6 278.7
Private, öffentlich garantiert 189.2 488.1 582.4 623.6 658.4
– davon Bonds 12.8 104.3 372.1 426.8 465.3
– davon kommerzielle Banken 122.1 249.0 139.7 141.7 144.2
Private, nicht öffentlich garantiert 68.3 60.0 543.3 595.1 581.7
– davon Bonds 0 0.3 96.8 108.9 129.5
– davon Bankkredite 68.3 59.7 446.5 486.2 452.2
IWF-Kredite 11.6 34.7 58.5 106.9 95.9
Kurzfristige Kredite 122.2 203.2 317.4 402.1 460.4
Gesamtverschuldung 540.9 1 337.0 2 228.6 2 554.1 2 597.1
Quelle : WB, Global Development Finance 2005, Vol II, Washington, 2005.
Das Verhältnis der Schulden zu den Exporten von Gütern und Dienstleistungen
sowie jenes des Schuldendienstes zu den Exporterlösen haben sich für alle
Regionen durchwegs verbessert (Tabelle 19). Dieses Bild trifft allerdings nicht
für sämtliche Länder zu. Vor allem bei Länder mit mittlerem Einkommen hat
der Anteil der Obligationenschulden und der kurzfristigen Schulden stark zuge-
nommen. Sie weisen nach wie vor ungünstige Schuldenindikatoren auf22.
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22 Gebräuchlichster Indikator ist das Verhältnis des Schuldendienstes zu den Exporterlösen aus Gütern
und Dienstleistungen. Es gibt keine objektiven Kriterien dafür, wie tief diese Indikatoren sein müssen,
damit die Schuldendienstleistungen noch als tragbar bezeichnet werden können.
Tabelle 19 : Schuldenindikatoren, 1990, 2000, 2003-2004
Ländergruppe D/EXa DS/EXb
1990 2000 2003 2004 1990 2000 2003 2004
Alle Entwicklungsländer 178.3 121.4 104.7 87.0 19.7 20.0 17.2 12.5
Ostasien/Pazifik 132.3 77.9 60.0 49.2 17.6 11.4 10.5 7.6
Europa/Zentralasien 305.4 122.3 111.1 95.1 44.8 18.4 19.8 15.1
Lateinamerika 240.4 162.0 159.5 133.5 23.8 38.6 30.7 20.9
Mittlerer Osten/Nordafrika 157.1 106.3 93.2 74.1 20.9 13.1 12.2 10.7
Südasien 303.0 155.3 119.3 112.7 27.5 15.0 16.2 10.0
Afrika südlich der Sahara 221.9 180.7 160.2 124.5 13.7 11.4 8.5 8.7
Länder mit tiefem Einkommen 350.1 186.2 147.9 . 22.9 13.1 12.0 .
Länder mit mittlerem Einkommen 152.9 113.3 98.6 . 19.3 20.8 17.8 .
Quelle : WB, Global Development Finance 2005, Vol. II, Washington, 2005.
a D/EX = Verhältnis Schulden/Export von Gütern und Dienstleistungen.
b DS/EX = Verhältnis Schuldendienst/Export von Gütern und Dienstleistungen.
In vielen dieser Länder stiegen auch die internen Schulden. Für alle Entwick-
lungsländer stieg der Anteil der internen Schulden am BNE seit Mitte der 90er
Jahre von 20 auf 34 Prozent. Das betrifft vor allem die Länder Osteuropas,
Zentralasiens und Ostasiens, aber auch einzelne Länder Südamerikas23.
7.2.2. HIPC-Initiative
18 Länder haben bis zur Jahrestagung der Bretton-Woods-Institutionen (BWI)
vom September 2005 den Prozess der HIPC-Initiative vollständig durchlaufen
und den sog. completion point erreicht. Im Jahre 2005 sind neu Honduras,
Ruanda und Sambia hinzugekommen24.
& Jahrbuch 2005, Nr. 1, Kap. 7, 7.2.2. Die HIPC-Initiative, S. 102–104.
Mit Burundi hat seit längerer Zeit wieder einmal ein Land den sog. decision
point erreicht. Damit sind zehn Länder in dieser Zwischenphase. Davon sind
Burundi, Sierra Leone, die Demokratische Republik Kongo, der Tschad,
Malawi und Sao Tomé auf gutem Weg, die makroökonomischen Bedingungen
demnächst erfüllen zu können. Vier weitere Länder (Kamerun, Guinea, Guinea-
Bissau, Gambia) hingegen werden von IWF und Weltbank noch als nicht genü-
gend fortgeschritten erachtet, um den Prozess der HIPC-Initiative effektiv
beginnen zu können.
Für diese 28 Länder ist der Schuldenbestand durch die HIPC-Initiative um zwei
Drittel von 84 Milliarden Dollar auf 36 Milliarden Dollar, mit den zusätzlichen
Entlastungen durch den Pariser Klub sogar auf 32 Milliarden Dollar gesunken.
Das Verhältnis der Schuldendienstzahlungen zu den Exporterlösen dieser 28
Länder konnte halbiert werden und belief sich Ende 2004 noch auf 7,3 Prozent.
Nachdem im Jahr 2004 die Frist für die Qualifizierung zur HIPC-Initiative ver-
längert worden war (Sunset Clause), wurden zehn Länder als HIPC-berechtigt
bezeichnet (Zentralafrikanische Republik, Komoren, Laos, Liberia, Somalia,
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23 WB, GDF 2005, S. 76ff. aaO. Vgl. auch : Gill, Indermit ; Pinto, Brian ; Public debt in developing
countries : has the market-based model worked? WB Policy Research Working Paper 3674, Washing-
ton, 29.7.2005.
24 IMF/WB, Heavily Indebted Poor Countries (HIPC) Initiative : Status of Implementation. Washington,
August 2005, <http://www.imf.org/external/np/pp/eng/2005/081905.htm>.
Sudan, Eritrea, Haiti, Kirgistan, Nepal). Dazu kommen ferner die Republik
Kongo, die Elfenbeinküste und Togo, wobei diese drei Länder vorerst noch Zah-
lungsausstände an die Bretton-Woods-Institutionen zu begleichen haben. Fünf
weitere Länder sind noch im Status der Überprüfung, weil sie unvollständige
Daten geliefert haben (Bangladesch, Bhutan, Myanmar, Sri Lanka, Tonga).
Die bisher aufgelaufenen Kosten der HIPC-Initiative für die 28 Länder, die sich
im Prozess befinden oder ihn beendet haben, beliefen sich per Ende 2004 auf 56
Milliarden Dollar in Nominalwerten (38 Milliarden $ im Nettogegenwartswert).
7.2.3. Multilaterale Schuldeninitiative
Intensive Debatten und grundsätzliche Entscheide sind bezüglich des Erlasses
der Schulden der ärmsten Länder gegenüber den multilateralen Institutionen
(Multilateral Debt Relief Initiative, MDRI) – letztlich eine Ergänzung zur
HIPC-Initiative – zu verzeichnen. Aber die Konkretisierung dieser Entscheide
steht am Jahresende 2005 weiterhin aus. Der britische Schatzkanzler Gordon
Brown übte dank dem gleichzeitigen Vorsitz Grossbritanniens in der EU und bei
der G-8 starken Druck auf die Geberländer aus, Differenzen in den Modalitäten
eines Erlasses multilateraler Schulden zu bereinigen. Unterstützt wurde er darin
weltweit von Organisationen der Zivilgesellschaft. Grossbritannien schlug vor,
zehn Prozent des Schuldendienstes einkommensschwacher Staaten gegenüber
den internationalen Finanzierungsinstitutionen zu bezahlen. Die USA schlugen
umgekehrt einen Schuldenerlass vor, der durch die IDA zu finanzieren wäre.
Dem wiederum widersetzten sich hauptsächlich die europäischen Staaten, weil
damit die zukünftige Ausleihfähigkeit der IDA beeinträchtigt würde.
Noch in den Vorbereitungspapieren zum Frühjahrstreffen hatten sich Weltbank
und IWF skeptisch über die erzielten Fortschritte gezeigt, indem sie die interna-
tionalen Diskussionen als noch im Frühstadium stehend charakterisierten. Die
Finanzminister der sieben grossen Industrieländer einigten sich dann an ihrem
Treffen vom 10.-11. Juni in London darauf, den 18 Ländern, die das Verfahren
der HIPC-Initiative durchlaufen haben, ihre verbliebenen Schulden gegenüber
IWF, Weltbank und Afrikanischer Entwicklungsbank vollständig und unwider-
ruflich zu streichen. Weitere Länder könnten sich ebenfalls qualifizieren, wenn
sie die HIPC-Initiative erfolgreich durchlaufen hätten. Der IWF soll die ihm
entstehenden Kosten aus eigenen Mitteln finanzieren, während die Weltbank
(resp. die IDA) und die Afrikanische Entwicklungsbank durch zusätzliche bila-
terale Beiträge von den Geberstaaten vollständig kompensiert werden sollen.
Die Schweiz unterstützte die Initiative grundsätzlich, wollte aber eine Beteili-
gung erst prüfen, wenn die genauen Modalitäten und finanziellen Implikationen
bekannt seien, und wenn eine gerechte internationale Lastenverteilung gewähr-
leistet sei25. Im IWF müssten alle Länder gleich behandelt werden. Um eine
sinnvolle Verwendung der frei werdenden Mittel für die Entwicklungsziele
sicherzustellen, und um zu verhindern, dass es nicht wieder zu einer übermässi-
gen Neuverschuldung komme, sei die Streichung der Schulden an begleitende
wirtschaftspolitische Auflagen zu knüpfen.
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25 seco/DEZA, Newsletter, Bern, 19.9.2005, <www.seco-cooperation.admin.ch/entwicklungsarbeit/
00573/index.html?lang=de> sowie EFD, Newsletter zum Internationalen Währungsfonds, Bern,
10.10.2005, <www.efv.admin.ch/d/internat/iwf_int/index.htm>.
Die Schweiz setzte sich dafür ein, dass alle Länder gleich behandelt werden
sollten, dass die finanzielle Integrität der multilateralen Institutionen nicht
beeinträchtigt werde und dass ein angemessenes Monitoring besteht. Es soll
sichergestellt sein, dass die zusätzlichen Mittel für die Armutsbekämpfung ein-
gesetzt werden. Alliance Sud forderte die Schweiz auf, diese Initiative zu unter-
stützen, kritisierte aber, dass die internationale Finanzierung nicht gesichert sei,
dass zu strenge Bedingungen an die Schuldenstreichung geknüpft würden und
sich der Erlass auf zu wenige bedürftige Länder beschränke26. Alliance Sud und
die Erklärung von Bern machten sich für eine additionelle Finanzierung durch
die Schweiz stark.
Der G-8-Gipfel von Glenagles Anfang Juli 2005 bestätigte diese Entscheide und
forderte die übrigen Länder auf, mitzumachen. Die internationalen Finanzierungs-
institutionen sollten die offenen Fragen klären. IWF, Weltbank und die Afrikani-
sche Entwicklungsbank stimmten den Entscheiden der G-8 prinzipiell zu.
Der IWF beschloss Anfang Dezember 2005, 4,8 Milliarden Dollar für die
Finanzierung seines Teils der multilateralen Entschuldungsinitiative aus eigenen
Mitteln zu leisten. In den Genuss der Schuldenstreichung werden die 18 Länder
kommen, die den HIPC-Prozess erfolgreich abgeschlossen haben, die zehn Län-
der, welche diesen Prozess demnächst abschliessen werden, sowie weitere Län-
der mit einem Pro-Kopf-Einkommen von unter 380 Dollar pro Jahr. Die Geber-
länder müssen dafür noch einer Umverteilung früher gesprochener Mittel
zugunsten der HIPC-Initiative zustimmen. Der Bundesrat tat dies am 9. Dezem-
ber 200527.
Hingegen konnten bei der Weltbank (und der Afrikanischen Entwicklungsbank)
bis Ende 2005 noch nicht alle hängigen Detailfragen geklärt werden. Differenzen
bestehen einerseits zwischen G-8-Ländern und Nicht-G-8-Ländern, aber überra-
schenderweise auch innerhalb der G-8-Staaten. Umstritten sind insbesondere die
Modalitäten, wann und wie die Kompensationszahlungen der Geberstaaten
geleistet werden sollen und wie die Additionalität gesichert werden kann.
7.2.4. Umschuldung öffentlicher Schulden
Der Pariser Klub schloss im Jahr 2005 mit sechs Ländern multilaterale
Umschuldungsabkommen ab28, nämlich mit Kirgistan (431 Millionen Dollar),
Ruanda (827 Millionen), Sambia (1403 Millionen), Honduras (206 Millionen),
Nigeria (31 Millarden) und mit der Dominikanischen Republik (137 Millionen).
Zusätzlich traten die Gläubiger des Pariser Klubs auf Offerten zur vorzeitigen
Rückzahlung von Schulden durch Russland (15 Millarden), Peru (2 Millarden)
und Polen (Gesamtbetrag nicht veröffentlicht) ein. Schliesslich wurde den vom
Tsunami betroffenen Staaten ein für das Jahr 2005 gültiges Moratorium
gewährt, das Indonesien und Sri Lanka beanspruchten. Der 2005 fällig wer-
dende Schuldendienst soll ab 2006 in drei Jahresraten beglichen werden,
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26 Alliance Sud, Der Schuldenerlass der G-7 Finanzminister, <www.alliancesud.ch>.
27 IMF, The Multilateral Debt Relief Initiative (MDRI). A Factsheet. Washington, Dezember 2005 (und
die dort angegebenen weiteren IWF-Publikationen, <www.imf.org/external/np/exr/facts/mdri.htm>.
EFD, „Schweiz stimmt der Verwendung von IWF-Geldern zur Entschuldung zu“, Medienmitteilung
vom 9.12.2005, <www.efd.admin.ch/d/dok/medien/medienmitteilungen/?lang=de&id=1118>.
28 <www.clubdeparis.org>
einschliesslich der kapitalisierten Zinsen. Über die Höhe der Zinsen entscheidet
jeder Gläubiger in Absprache mit dem Schuldner selber. Die Schweiz war an
den entsprechenden Abkommen mit Honduras, Nigeria, Indonesien sowie bei
der vorzeitigen Rückzahlung Polens mitbeteiligt.
Von besonderer Bedeutung ist das Abkommen mit Nigeria. Vorerst muss Nige-
ria die aufgelaufenen Rückstände aus dem letzten Abkommen vom Jahr 2000
von 6 Milliarden Dollar begleichen. Dann erlassen die Gläubiger des Pariser
Klubs dem Land ein Drittel seiner Schulden. Eine zweite Tranche wird fällig,
wenn der IWF Nigeria die Erfüllung seiner Auflagen im jüngst vereinbarten
Überwachungsprogramm bescheinigt. Nach dem Erlass dieses zweiten Drittels
kann Nigeria dann die noch verbliebenen Schulden von 6 Milliarden Dollar mit
einem auf dem Markt zu bestimmenden Abschlag zurückkaufen. Dieses
Abkommen wird von den Gläubigern des Pariser Klubs als Konzession erachtet,
weil Nigeria nicht als HIPC-Land anerkannt ist.
Aufgrund der multilateralen Abkommen des Pariser Klubs schloss die Schweiz29
im Jahr 2005 bilaterale Abkommen mit der Republik Kongo (22 Millionen Fran-
ken), mit Nigeria (244 Millionen Franken, davon werden 147 Millionen erlassen)
und mit dem Irak (335 Millionen) ab. Mit Polen schloss die Schweiz ein Abkom-
men zur vorzeitigen Rückzahlung der noch ausstehenden polnischen Schulden
von 325 Millionen Franken ab. Ende 2004 bestanden noch 44 laufende bilaterale
Abkommen mit 22 Ländern über insgesamt 3,57 Milliarden Franken30. Beim
Moratorium zugunsten Indonesiens wären im Jahr 2005 Zahlungen im Ausmass
von 40 Millionen Franken fällig gewesen, die nun mit Einschluss der zusätz-
lichen Moratoriumszinsen zwischen Ende 2006 und 2009 zu bezahlen sind.
Gemäss Kriterien des Entwicklungsausschusses der OECD (DAC) können Ent-
schuldungsleistungen als öffentliche Entwicklungshilfe verbucht werden, soweit
damit eine Reduktion der Schuldtitel für das Schuldnerland verbunden ist. Für
die Schweiz bedeutet dies, dass im Jahr 2005 die Entschuldung des Iraks in
Höhe von 196 Millionen Franken angerechnet werden kann. Eine weitere Tran-
che von 64 Millionen Franken wird ab 2006 anrechenbar. Die zu erwartenden
Rückzahlungen des Iraks an die Schweiz berühren die Bundesrechnung nicht.
Hingegen wird die ERG-Rechnung ab dem Jahr 2011 einen Zufluss
aufweisen31. Gemäss Berechnungen eines französischen NGO-Netzwerks
erhöht sich die öffentliche Entwicklungshilfe der OECD-Staaten durch die Ent-
schuldung des Iraks um 16 Milliarden Dollar oder 21 Prozent32. Noch offen war
am Jahresende, wie viel von der Entschuldung Nigerias als öffentliche Entwick-
lungshilfe angerechnet werden kann.
Kredite an Diktatoren und korrupte Regimes sollten gemäss dem Konzept um
illegitime Schulden nicht zurückbezahlt werden müssen. Die Aktion Finanzplatz
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29 Vgl. Pressemitteilungen des seco vom 26.5.2005 (Kongo), vom 30.6.2005 (Polen), vom 5.10.2005
(Indonesien), vom 17.12.2005 (Nigeria) und vom 21.12.2005 (Irak), <www.seco.admin.ch/
themen/news/pressecommuniques/index.html?lang=de>.
30 ERG, Geschäftsbericht 2004, <www.swiss-erg.ch>.
31 Global+, Nr. 20, Wie Exportkredite zu Entwicklungshilfe werden. Schuldenerlasse für Irak und Nige-
ria. Alliance Sud, Bern, Dezember 2005.
32 Coordination Sud, L’aide publique française au développement et la politique de coopération au
développement. Etat des lieux, analyses et propositions, 2005, <www.coordinationsud.org/article.
php3?id_article=2380>.
Schweiz stellte die Frage der Legitimität der Schulden mit einer Broschüre
anhand von sechs Länderstudien erneut zur Diskussion33.
7.2.5. Weitere Massnahmen der Schweiz
Im Jahr 2005 wurden keine weiteren Abkommen mehr abgeschlossen, die Länder
betreffen, bei denen die Forderungen der ERG während früherer Rückkaufsaktio-
nen an die Eidgenossenschaft abgetreten worden waren (basket cases). Offene
Forderungen bestehen noch gegenüber Kamerun (Restschuld), Sierra Leone, dem
Kongo-Brazzaville, Liberia, dem Sudan und Togo. Die Entschuldungsstelle von
Alliance Sud führte die Abschlussarbeiten an den letzten Gegenwertfonds weiter.
Die Schweiz unterstützt nach wie vor das Debt Management Capacity Building
Program34 sowie das Debt Management Program der UNCTAD35.
7.3. Die internationalen Finanzinstitutionen
Im Mittelpunkt der Diskussionen standen im Jahr 2005 Fragen, wie die globale
Entwicklungsarchitektur finanziert werden kann. Wie kann eine höhere Konzes-
sionalität der Kredite multilateraler Agenturen finanziert werden ? Sind zusätzli-
che, innovative Finanzierungsmechanismen möglich? Wie ist eine erneute
Überschuldung armer Länder vermeidbar? Die entsprechenden internationalen
Konferenzen beeinflussten die Arbeit der internationalen Finanzinstitutionen.
Ohne substanzielle Fortschritte blieb das Problem einer stärkeren Beteiligung
der Entwicklungsländer an den Entscheidungsmechanismen der internationalen
Finanzierungsinstitutionen.
7.3.1. Die Schweiz in den Bretton-Woods-Institutionen
2005 führten Weltbank und Währungsfonds gemeinsam eine erneute Überprüfung
der Armutsstrategie (Poverty Reduction Strategy, PRS) durch und konzentrierten
sich dabei auf die Frage, welche Fortschritte der Erarbeitungs- und Durchfüh-
rungsprozess aufweist36. Der Bericht stellt fest, das Konzept der Armutsstrategien
sei bei den armen Länder weiter gefestigt worden. Mittlerweile haben 49 Länder
Armutsstrategiepapiere erstellt. Sie bilden die Grundlage für die Ausrichtung der
Hilfe von multilateralen und bilateralen Gebern. Im IWF verlangte die Schweiz
grundsätzliche Überlegungen, wie der verstärkte Zufluss von Hilfsgeldern am
besten und ohne makroökonomische Verzerrungen eingeschleust werden kann.
Am wichtigsten seien effiziente Institutionen. Das seco liess eine Studie über die
Rolle des privaten Sektors in der Armutsbekämpfung erstellen37.
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33 Lis Füglister/Stefan Howald, Illegitime Schulden. Verschuldung und Menschenrechte. Aktion Finanz-
platz Schweiz. Basel, 2005, <www.aktionfinanzplatz.ch>.
34 Vgl. Debt Relief International, <www.development-finance.org>.
35 Vgl. <http://r0.unctad.org/dmfas/>.
36 IMF/WB, 2005 Review of the Poverty Reduction Strategy Approach. Balancing Accountabilities and
Scaling Up Results. Washington, 19. September 2005, <www.imf.org/external/np/pp/eng/2005/
091905p.htm> und <www.imf.org/external/np/pp/eng/2005/091905s.htm>.
37 Niklaus Eggenberg-Argote, Private Sector Development in the context of Poverty Reduction Strategy
Papers. Gerster Consulting, Februar 2005, <www.gersterconsulting.ch>.
Hinsichtlich Stimmrecht und Mitbeteiligung der Entwicklungsländer in den
Bretton-Woods-Institutionen (BWI) (Voice and Participation) lagen zwar dem
Frühjahrstreffen und der Jahresversammlung zwei Fortschrittsberichte vor, über
administrative Massnahmen hinaus waren jedoch keine Fortschritte zu verzeich-
nen. Es wurden lediglich zahlreiche Optionen erörtert38. Im IWF signalisierte
die Schweiz ihre Bereitschaft für eine Erhöhung des Basisstimmrechtes. Ver-
schiedentlich wurde innerhalb und ausserhalb der BWI auf die Übervertretung
Europas in den Exekutivräten von IWF und Weltbank aufmerksam gemacht.
Angesichts der Ereignisse in Kirgistan und Usbekistan sowie der allgemeinen
Menschenrechtssituation in den zentralasiatischen Ländern geriet die Schweizer
Stimmrechtsgruppe (BWI und EBRD) ins Visier der Kritik. In einem unveröf-
fentlichten Brief an den Bundesrat mahnte Alliance Sud eine deutlichere Haltung
in den Stimmrechtsgruppen und eine Überprüfung der bilateralen Programme an.
Es sei nicht die primäre Rolle der Schweizer Exekutivdirektoren, die offizielle
Meinung der Schweiz gegenüber den Stimmrechtsgruppenländern zu äussern39.
Aufgrund der parlamentarischen Forderungen nach verstärkter Information über
die Aktivitäten der Schweiz betreffend die multilaterale Entwicklungszusam-
menarbeit (siehe Jahrbuch 2005, Nr. 1, Kap. 7.3.1, S. 105) haben seco und
DEZA ihre Berichterstattung durch den Ausbau ihrer entsprechenden Websites
und vor allem durch die regelmässige Publikation von Newsletters verstärkt40.
& Jahrbuch 2005, Nr. 1, Kap. 7, 7.3.1. Die Schweiz und die Bretton-Woods-Institutionen, S. 105.
Das finanzielle Engagement der Schweiz gegenüber den multilateralen Finan-
zierungsinstitutionen wird neu im jährlichen Aussenwirtschaftsbericht des
Bundesrates veröffentlicht, der zudem wesentlich mehr Informationen über
IWF, Weltbank und regionale Entwicklungsbanken enthält als früher41.
& Jahrbuch 2006, Nr. 1, Kap. 2, 2.7. Multilaterale Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz.
Die Schweiz war am Frühjahrstreffen von IWF und Weltbank vom 16.-17.
April, wie auch an der Jahrestagung vom 24.-25. September 2005 in Washing-
ton mit Bundesrat Hans-Rudolf Merz, Bundesrat Joseph Deiss (nur Frühjahrsta-
gung) und mit Jean-Pierre Roth, Präsident des Direktoriums der Schweizeri-
schen Nationalbank, vertreten42. Wie bereits üblich, fand vorgängig zur
Jahrestagung noch ein Treffen der gesamten von der Schweiz geführten Stimm-
rechtsgruppe statt, dieses Mal in Danzig (Polen). Hauptthemen waren „Öffentli-
che Investitionen“ und „Steuerreformen“. An der Sitzung der G-10 anlässlich
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38 IMF/WB-Development Committee, Voice and Participation of Developing and Transition Countries.
Washington, 9. September 2005, <www.worldbank.org/ambc>. Umfangreiche Arbeiten publizierte
ebenfalls die G24 (Intergovernmental Group of Twenty-Four on International Monetary Affairs and
Development) Technical Group für ihre Meetings von 2005 in Manila und Washington, <www.g24.or>.
39 Vgl. dazu auch seco/DEZA, Newsletter vom 19.9.2005.
40 Neu ist ein gemeinsames Einstiegsportal für die BWI, <www.brettonwoods.admin.ch/>, mit allen
Links zu den entsprechenden Bundesstellen. Zur Berichterstattung über den IWF vgl. nachstehend
Fussnote 45. Der seco/DEZA-Newsletter über die Weltbank und die regionalen Entwicklungsbanken
findet sich unter <www.seco-cooperation.admin.ch/entwicklungsarbeit/00573/index.html?lang=de>.
41 Der jeweils neueste Aussenwirtschaftsbericht findet sich unter <www.seco.admin.ch/publikationen>
und im Bundesblatt (BBl 2006 1665). Vgl. auch Geschäftsprüfungskommissionen und Geschäftsprü-
fungsdelegation der Eidgenössischen Räte, Jahresbericht 2004, (BBl 2005 1889).
42 IWF und WB publizieren Traktanden, Hintergrundpapiere, Abschriften von Medienkonferenzen,
Abschlusscommuniqués und Reden (einschliesslich jener der schweizerischen Vertreter) auf ihren
Websites <www.imf.org/external/am/2005/>. Vgl. auch die Newletters von seco/DEZA sowie von der
EFV, aaO.
der Jahrsversammlung wurde ein (unveröffentlichter) Bericht über die Auswir-
kungen der Alterung auf Pensionssysteme und die Finanzmärkte diskutiert43.
❏ Die Schweiz und der Internationale Währungsfonds (IWF)
Kredittätigkeit
Im abgelaufenen Geschäftsjahr 2005 (abgeschlossen per 30.4.2005) gingen
sowohl die neuen Kreditzusagen als auch die Kreditauszahlungen deutlich
zurück. Rückzahlungen blieben hoch, weshalb ein deutlicher negativer Netto-
transfer von 12,4 Milliarden Sonderziehungsrechten (SZR) zu verzeichnen war
(Tabelle 20). Die grössten Auszahlungen erfolgten an die Türkei und an Uru-
guay. Bemerkenswert sind auch die Kredite für Nothilfe in Nachkriegsländer
(Zentralafrikanische Republik, Haiti, Irak) und an Länder, die von Katastrophen
heimgesucht wurden (Grenada, Malediven, Sri Lanka). Hohe Rückzahlungen
kamen aus Argentinien, Brasilien, Russland und der Türkei44.
Tabelle 20 : Kredittätigkeit des IWF, 2000-2005 (in Milliarden SZR, jeweils per 30.4.)
2000 2001 2002 2003 2004 2005
Kreditzusagen 22.9 14.3 41.3 30.6 15.5 1.7
Kreditauszahlungen 6.9 10.2 30.1 23.0 18.7 2.4
Rückzahlungen 23.6 11.8 20.0 8.7 22.5 14.8
Nettotransfer – 16.7 –1.6 10.1 14.3 –3.8 –12.4
Ausstehende Kredite 50.4 48.7 58.7 72.9 69.0 56.6
Überfällige Kredite 2.3 2.2 2.1 1.7 2.0 2.0
Zahl der Kreditverträge 58 62 52 54 49 43
Quelle : IMF, Annual Report 2005. Making the Global Economy Work for All. Washington, 2005, <www.imf.org/external/
pubs/ft/ar/2005/eng/index.htm>.
Die Politik der Schweiz in der laufenden Geschäftstätigkeit des IWF
Ein erstes Schwergewicht legte die Schweiz auf die Diskussion der künftigen
Rolle des IWF45. Die Schweiz unterstützte in den Diskussionen eine gezieltere
Fokussierung der Fondstätigkeit, erachtete die Überwachung der Wirtschafts-
politik auf globaler, regionaler und nationaler Ebene als eine der wichtigsten
Aufgaben des IWF. Sie zeigte sich skeptisch gegenüber grossen Kreditprogram-
men und riet zu einer Beschränkung des IWF-Engagements bei den ärmsten
Ländern auf die zentralen Wirtschafts- und Währungsfragen.
Von grosser Bedeutung war für die Schweiz die weitere Verstärkung, Verfeine-
rung und Weiterentwicklung der Überwachungstätigkeit des IWF (Surveillance).
Sie beteiligte sich aktiv am Programm für die Überprüfung der Finanzsektoren
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43 Ageing and Pension System Reform: Implications for Financial Markets and Economic Politics,
September 2005, <www.imf.org/external/np/g10/2005/092005.htm>.
44 IMF, Annual Report 2005. Making the Global Economy Work for All. Washington, 2005, <www.
imf.org/external/pubs/ft/ar/2005/eng/index.htm>.
45 Informationen über die Tätigkeit der Schweiz im IWF sind abrufbar unter <www.efv. admin.ch/d/
internat/iwf_int>, wo Medienmitteilungen, Reden und vor allem der abonnierbare, quartalsweise ver-
sendete Newsletter publiziert wird. Weitere Angaben finden sich bei SNB, Internationale Zusammenar-
beit, <http://www.snb.ch/d/snb/index.html?file=content_intzus.html>. Schliesslich publiziert der Exe-
kutivdirektor seinen jährlichen Bericht an die Gouverneure : Executive Director for Azerbaijan, Kyrgyz
Republic, Poland, Serbia and Montenegro, Switzerland, Tajikistan, Turkmenistan, Uzbekistan, Activity
Report 2005, <www.efv.admin.ch/d/internat/iwf_int/iwf_poli.htm>.
(FSAP) und unterstützte die Weiterentwicklung internationaler Kodices und
Standards. Weniger positive Aspekte konnte der Schweizer Exekutivdirektor der
kritischen Haltung des IWF an den regionalen Handelsabkommen abgewinnen.
Der IWF überprüfte im Laufe des Jahres 2005 Inhalt und Methode seiner Unter-
stützungsprogramme, seine Konditionalitäten und die Kriterien für den Zugang
zu IWF-Mitteln. Die Schweiz zeigte sich besorgt über die langfristige und teils
umfangreiche Bindung von eigentlich kurzfristig gedachten IWF-Mitteln und ist
hinsichtlich der Vergabe neuer, hoher Kredite skeptisch. Die Schweiz begrüsst
die striktere Fokussierung der Konditionalität auf die Hauptarbeitsgebiete des
IWF und befürwortet eine stärkere Eigenverantwortlichkeit der kreditnehmen-
den Länder (ownership).
Im Hinblick auf die Millenniumsziele und den Gipfel M+5 beschäftigte sich der
IWF intensiv mit seiner Rolle in Ländern mit tiefem Einkommen. Beim Schul-
denerlass trat die Schweiz für eine Gleichbehandlung aller Länder, für die
Erhaltung der finanziellen Integrität des Fonds sowie für Sicherheitsgarantien
ein, welche die zweckmässige Verwendung der entschuldeten Mittel für die
Armutsbekämpfung sicherstellen sollen (siehe oben, Punkt 7.2.3.). Die Schweiz
unterstützte weiterhin das Konzept der Tragbarkeit von Schulden (Framework
for Debt Sustainability), trat aber für klare Anwendungsregeln ein.
Der Fonds führte im Jahr 2005 zwei neue Instrumente für Länder mit tiefem
Einkommen ein, das Policy Support Instrument (PSI) und die Shock Facility.
Die Schweiz unterstützte das PSI, verlangte aber klare Anforderungskriterien,
die vorgängig publiziert werden sollen. Es dürfe keinen Automatismus für die
Vergabe von Krediten der üblichen Ausleihinstrumente geben. Skeptisch war die
Schweiz bei der Shock Facility. Bei externen Schocks sollten eher Geschenke
statt Kredite vergeben werden.
Hinsichtlich der Armutsbekämpfung sieht der Fonds sein Schwergewicht in der
Politik zur Sicherung der makroökonomischen Stabilität, im Aufbau wirksamer
Institutionen, in der weiteren Handelsliberalisierung sowie in der Stärkung der
Absorptionsfähigkeit für die Auslandshilfe. Der Schweizer Exekutivdirektor
stützte diese Ansicht im Wesentlichen und drängte auf eine weitere Verbesse-
rung der Armutsstrategien.
Die unabhängige Evaluationsorganisation (IEO) des IWF überprüfte die Politik
des Fonds hinsichtlich der Kapitalverkehrsliberalisierung. Die Schweiz
begrüsste dabei vorgeschlagene Richtlinien für das Erreichen von Vorbedingun-
gen für die Liberalisierung und deren schrittweisen Durchführung. Mitte
Dezember führte die Eidgenössische Finanzverwaltung zur Kapitalverkehrslibe-
ralisierung ein Seminar durch.
Die jährliche Prüfung der Schweizer Wirtschaftspolitik (Art. IV-Konsultation)
fand im März 2005 statt. Die IWF-Experten lobten die Geld- und Fiskalpolitik,
kritisierten hingegen das Tempo der Strukturreformen und bemängelten die
Finanzierungsmodalitäten der Sozialversicherungen. Trotz der angespannten
Budgetlage solle die Schweiz aber ihr Ziel realisieren, bis zum Jahr 2010 0,4
Prozent ihres BNE für die öffentliche Entwicklungshilfe aufzuwenden46.
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46 Vgl. IMF, Switzerland – 2005 Article IV Consultation, Concluding Statement. Bern, 7. März 2005,
<www.efd.admin.ch/d/dok/medien/medienmitteilungen/2005/03/iwfkons.pdf> sowie IMF, Switzerland:
Die Kreditverpflichtungen der Schweiz gegenüber dem IWF betrugen Ende
August 2005 insgesamt 13 182 Millionen Franken. Davon waren 1881 Millio-
nen beansprucht, 11301 sind noch beanspruchbar. Darunter fallen auch die Bei-
träge an die Armutsverringerungs- und Wachstumsfazilität (PRGF), bei denen
die Schweiz bisher 257 Millionen Franken bezahlte und noch Leistungen von
386 Millionen ausstehend sind. Im Jahr 2005 war die sechste von insgesamt
zehn Jahrestranchen von 5,98 Millionen Franken fällig47. Schliesslich unter-
stützte die Schweiz den ebenfalls neu geschaffenen Fonds des IWF für Nothilfe
bei Naturkatastrophen mit einer einmaligen à fonds perdu-Zahlung von 1,5
Millionen Franken.
❏ Die Schweiz und die Weltbank
Die Geschäftstätigkeit der Weltbank
Die IBRD erhöhte zwar im abgelaufenen Geschäftsjahr 200548 nach der Stagna-
tion in den Vorjahren ihre Kreditzusagen wieder, jedoch blieben die Auszahlun-
gen hinter den Vorjahren zurück. Angesichts der hohen Rückzahlungen alter
Kredite blieb der Nettoressourcenfluss weiterhin negativ (Tabelle 21).
Tabelle 21 : Ressourcenfluss von IBRD und IDA, 2001-2005
(in Millionen Dollar, jeweils per 30.6.)
2001 2002 2003 2004 2005
IBRD
Kreditzusagen 10487 11 452 11 231 11 045 13 611
Anzahl Projekte 91 96 99 87 118
Auszahlungen 11 784 11 256 11 921 10 109 9722
Rückflüsse 9635 12 025 19 877 18 479 14 809
Nettoressourcenfluss 2149 –769 –7956 –8370 –5087
Ausstehende Kredite 118 866 121 589 116 240 109 610 104 401
IDA
Kreditzusagen 6764 8068 7282 9035 8696
Anzahl Projekte 134 133 141 158 160
Auszahlungen 5492 6612 7019 6936 8950
Rückzahlungen 997 1063 1369 1398 1620
Nettoressourcenfluss 4495 5549 5651 5538 7330
Ausstehende Kredite 86 572 96 372 106 877 115 743 120 907
Quelle : World Bank, Annual Report 2005, Washington, 2005, <www.worldbank.org/annualreport>.
Die IDA erhöhte zwar die Zahl ihrer Kreditzusagen, aber der Gesamtumfang
blieb hinter dem Vorjahr zurück. Dafür stieg die Summe der Auszahlungen, ver-
glichen mit den Vorjahren. Auch die Rückzahlungen stiegen, dennoch war
zugunsten der armen Länder ein positiver Nettotransfer zu verzeichnen.
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2005 Article IV Consultation – Staff Report. 10. Juni 2005, <www.imf.org/external/pubs/cat/longres.
cfm?sk=18312>. Jedoch ist zu vermerken, dass bei Anwendung der unter Punkt 7.1.2. erwähnten
neuen Berechnungsmethode der Entwicklungshilfe das Ziel eines Anteils der öffentlichen Entwick-
lungshilfe der Schweiz von mindestens 0,4 Prozent des Bruttonationaleinkommens bereits erreicht ist.
Die neue Methode wird in Kapitel 2 dieses Jahrbuchs unter Punkt 2.4.2. im Einzelnen beschrieben.
47 Aussenwirtschaftsbericht 2005, aaO., sowie SNB, „Die Tätigkeit der SNB, Internationale Währungs-
zusammenarbeit (aktualisierte Zahlen)“, Medienmitteilung vom 19.10.2005, <www.snb.ch>.
48 World Bank, Annual Report 2005, Washington, 2005, <www.worldbank.org/annualreport>.
Die Politik der Schweiz in der laufenden Geschäftstätigkeit der Weltbank
Die Wahl von Paul Wolfowitz als Nachfolger des nach zehnjähriger Amtszeit
zurückgetretenen Jim Wolfensohn zum Präsidenten der Weltbank warf weltweit
und auch in der Schweiz hohe Wogen49. Die Medien berichteten auffallend viel
über den US-amerikanischen Vorschlag, über die Person Wolfowitz’ und über
das Auswahlverfahren. Im Parlament intervenierten Jean-Noël Rey (SP, VS) und
Geri Müller (GPS, AG) während des Wahlverfahrens, wogegen Remo Gysin
(SP, BS) nach der Wahl kritische Fragen zum Auswahlverfahren stellte. Die
Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke (neu „Alliance Sud“) bezweifelte in einem
Brief an den Bundesrat die Eignung des Kandidaten und erinnerte die Regie-
rung an früher von der Schweiz unterstützte Verfahrensregeln. Die Erklärung
von Bern protestierte mittels einer Medienmitteilung50. Der Bundesrat teilte die
Forderung nach einem offenen Auswahlverfahren, erachtete die Eignung des
Kandidaten nach dessen mehrfachen Anhörung als gegeben und will sich auch
künftig für institutionelle Reformen einsetzen.
Im Februar 2005 wurde nach langen Verhandlungen die 14. Wiederauffüllung
der IDA beschlossen. Die Weltbank-Tochter für zinsgünstige Darlehen wird für
die nächsten drei Jahre mit 33 Milliarden Dollar 30 Prozent mehr Mittel zur
Verfügung haben als in der Vorjahrsperiode. Die Schweiz war aus finanziellen
Gründen in den Verhandlungen für eine geringere Erhöhung eingetreten. Der
Schweizer Anteil beträgt neu 2,28 Prozent, geringfügig unter dem Anteil von
2,43 an der 13. Wiederauffüllung der IDA. Künftig wird die Weltbank den ärms-
ten, hochverschuldeten Ländern die Mittel in Geschenkform statt als Darlehen
gewähren. Die Gelder werden nach einem neuen Prüfverfahren (Country Policy
and Institutional Assessment, CPIA) und nach strenger Leistungserfüllung aus-
gerichtet.
Insbesondere bei Ländern mit mittlerem Einkommen will sich die Bank künftig
hinsichtlich Umwelt- und Sozialstandards in stärkerem Masse auf die Anwen-
dung nationaler Gesetzes- und Verordnungsrahmen und damit auf die Eigenver-
antwortung der Länder abstützen (Country System). NGOs äusserten die
Befürchtung, damit würden die bisherigen Standards aufgeweicht. Die Schweiz
befürwortet dieses Country System, setzt sich aber für eine sorgfältige Vorberei-
tung und Überwachung der Projekte ein, um das Aufweichungsrisiko zu mini-
mieren.
Die Weltbank führte im Jahr 2005 eine mit breiter Konsultation abgestützte
Überprüfung ihrer Konditionalität in der Mittelvergabe durch. Die im
Zusammenhang mit den Strukturanpassungsprogrammen umstrittene Konditio-
nalität hat sich im Laufe der Zeit stark gewandelt. Die Weltbank will zwar
weiterhin Bedingungen für die Mittelvergabe stellen, doch sollen die kreditneh-
menden Länder selber Architekten der Reformen sein (ownership). Die Anzahl
der Bedingungen soll drastisch verkleinert und auf wesentliche Punkte konzent-
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49 Vgl. WB, Report by the Executive Director to the Governors of Azerbaijan, Kyrgyz Republic, Poland,
Serbia and Montenegro, Switzerland, Tajikistan, Turkmenistan, Uzbekistan. Washington, September
2005, <www.seco-cooperation.ch). Ferner : seco/DEZA, Newsletter – Zusammenarbeit mit der Welt-
bank und den regionalen Finanzinstitutionen (quartalsweise), aaO.
50 Anfrage 05.1029 von Jean-Noël Rey vom 17.3.2005 ; Interpellation 05.3149 von Geri Müller vom
17.3.2005 ; Interpellation 05.3243 von Remo Gysin vom 1.6.2005 sowie die entsprechenden bundes-
rätlichen Antworten, <www.parlament.ch>. Vgl. ferner <www.alliancesud.ch> und <www.evb.ch>.
riert werden, offen kommuniziert und im Dialog festgelegt sein. Die Schweiz
hat (nach Anhörung von NGOs) die Neuausrichtung begrüsst und will auf die
konsequente Umsetzung drängen.
Die Weltbank (einschliesslich ihrer Tochtergesellschaften IFC und MIGA) will in
enger Zusammenarbeit mit den regionalen Entwicklungsbanken künftig wieder
einer grössere Rolle bei der Finanzierung von Infrastrukturvorhaben spielen. Mit
Teilfinanzierung will sie vor allem eine katalytische Rolle für die Suche nach Pri-
vatfinanzierung übernehmen. Das ist die Antwort auf Engpässe in Entwicklungs-
ländern im Bereich der Basisinfrastruktur und im begrenzten Zugang zu elemen-
taren Dienstleistungen wie Trinkwasser, Elektrizität und Transport. Eine gute
Infrastruktur sei notwendig für ein verstärktes Wachstum, wie auch für die Errei-
chung der Millenniums-Entwicklungsziele. Mit Krediten, Beteiligungen, Garan-
tien und technischer Hilfe soll das Engagement der Bank gestärkt werden. NGOs
reklamierten auch hier die Gefahr von aufweichenden Standards und blosser
Subventionierung des privaten Sektors. Die Schweiz unterstützt diesen Aktions-
plan, wies aber darauf hin, dass in sensiblen Bereichen wie Erdöl, Bergbau und
Energie einschliesslich Staudammbau die Einhaltung von Umwelt-, Sozial- und
Ethikstandards garantiert werden müsse51.
Verschiedentlich luden seco und/oder DEZA Weltbank-Fachleute zu öffent-
lichen oder internen Präsentationen und Vorträgen ein, so unter anderem für die
Präsentation periodischer Berichte wie „Doing Business in 2005“ (zur Frage
des Investitionsklimas, in Zusammenarbeit mit SOFI), „Global Monitoring
Report 2005“ (BWI-Bericht über Fortschritte bei der Erreichung der Millenni-
ums-Entwicklungsziele), dem Weltentwicklungsbericht der Weltbank (gemein-
sam mit dem Human Development Report des UNDP)52. Diskutiert wurden
unter anderem auch Evaluationsberichte des Operation Evaluation Department
(OED), welche von der Schweiz mitfinanziert worden waren (Weltbank und
Transition ; Weltbank und Welthandel).
Nachdem die Schweiz den grössten Teil der Abacha-Gelder der jetzigen Regie-
rung zurückerstattet hatte und mit Nigeria und der Weltbank einen Vertrag über
die Überwachung der Verwendung dieser Gelder abgeschlossen hatte, organisierte
die Weltbank eine gemeinsame Medienkonferenz. Schweizer NGOs wollen
zusammen mit nigerianischen NGOs einen Monitoring-Prozess durchführen53.
Im November 2005 wurdet der Schweizer Exekutivdirektor Pietro Veglio zum
neuen Vorsitzenden des wichtigen Committee on Development Effectiveness
(CODE) ernannt. Das CODE ist ein vorberatendes und weichenstellendes Gre-
mium des Exekutivrates.
Das finanzielle Engagement der Schweiz in der Weltbankgruppe ist in Tabelle
22 niedergelegt.
123
51 Swissaid setzte sich insbesondere für ein striktes Einhalten dieser Vorschriften im Tschad-Kamerun-
Pipeline-Projekt ein, <www.swissaid.ch/politik/d/erdoel.htm>.
52 Zu einzelnen dieser Veranstaltungen publizierten seco und/oder DEZA Medienmitteilungen,
<www.seco-cooperation.admin.ch> und <www.deza.admin.ch>.
53 WB, Press Release No. 2005/096/AFR, „Nigeria, Switzerland And The World Bank Underline The
Importance Of Fighting International Corruption And The Repatriation Of Looted Funds“. Washing-
ton, 27.9.2005. Vgl. dazu auch <www.evb.ch/p5254.html>.
Tabelle 22 : Das finanzielle Engagement der Schweiz in der Weltbank, 2003-2005
(in Millionen Franken)
2003 2004 2005
Institutionelle Verpflichtungen 123.0 147.0 153.0
IBRD-Kapitalanteil 0 0 0
IFC-Kapitalanteil 0 0 0
MIGA-Kapitalanteil 0 0 0
IDA-Beiträge 123.0 135.8 153.0
Spezielle Initiativen und Kofinanzierungen 109.5 102.7 65.0
Global Environmental Facility 15.8 24.8 22.7
Global Fund for Aids, Tuberculosis and Malaria 3.8 5.9 5.0
HIPC-Initiative 8.2 5.3 0
World Bank Institute 1.7 2.0 0
Kofinanzierung anderer Programme 61.0 57.5 17.4
Konsulentenfonds und Secondments 0.0 0.3 2.7
IFC-Partnerschaften 19.1 6.8 17.2
Gesamtengagement der Schweiz 232.5 249.7 218.0
Quelle : Aussenwirtschaftsberichte, <www.seco.admin.ch/publikationen>.
7.3.2. Die Schweiz in den regionalen Entwicklungsbanken
seco und DEZA publizierten im Jahr 2005 Leitlinien und mittelfristige Ziele für
ihre Politik gegenüber den regionalen Entwicklungsbanken Afrikas, Asiens und
Lateinamerikas54.
Im Jahr 2005 beteiligte sich die Schweiz mit 153 Millionen Franken an der 9.
Wiederauffüllung des Afrikanischen Entwicklungsfonds der Afrikanischen Ent-
wicklungsbank (AfDB) sowie mit einem Beitrag von 7,5 Millionen Dollar am
Multilateralen Investitionsfonds der Interamerikanischen Entwicklungsbank
(IDB/BID).
& Jahrbuch 2006, Nr. 1, Kap. 2, 2.7.2. Multilaterale Aufwendungen der Schweiz im Jahr 2004.
Das laufende finanzielle Engagement der Schweiz in den regionalen Entwick-
lungsbanken ist in Tabelle 23 ersichtlich.
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54 Die Schweiz und die Afrikanische Entwicklungsbank/Die Schweiz und die Asiatische Entwicklungs-
bank/ Die Schweiz und die Interamerikanische Entwicklungsbank, Bern, 2005, <www.deza.admin.ch/
index.php?navID=21237&userhash=37330410&langID=6>. Zu Einzelheiten des Schweizer Engage-
ments in den regionalen Entwicklungsbanken vgl. auch die Newsletters von seco/DEZA aaO.
Tabelle 23 : Finanzielles Engagement der Schweiz in den regionalen Entwicklungsbanken,
2003-2005 (in Millionen Franken)a
2003 2004 2005
Afrikanische Entwicklungsbank 52.7 47.2 43.7
Institutionelle Verpflichtungen 52.7 46.7 43.7
AfDB-Kapitalanteil 1.8 1.7 1.7
AfDF-Beiträge 50.9 45.0 42.0
Asiatische Entwicklungsbank 19.0 17.8 17.1
Institutionelle Verpflichtungen 19.0 17.8 17.1
AsDB-Kapitalanteil 0.4 0.4 0.4
AsDF-Beiträge 18.6 17.3 16.7
Interamerikanische Entwicklungsbank 6.8 5.2 4.4
Institutionelle Verpflichtungen 5.9 5.2 4.4
IDB-Kapitalbeiträge 1.2 0.5 0.0
IIC-Kapitalanteilb 1.3 1.2 1.2
FSO-Beiträgec 3.4 3.4 3.2
Europäische Entwicklungsbank 17.0 29.5 25.6
Institutionelle Verpflichtungen 9.6 9.6 9.9
EBRD-Kapitalanteil 9.6 9.6 9.9
Spezielle Initiativen und Kofinanzierungen 7.4 19.9 15.7
Quelle : Aussenwirtschaftsberichte diverser Jahrgänge, <www.seco.admin.ch/publikationen>.
a Die obige Tabelle und die Tabelle 5 in Kapitel 2 des Jahrbuchs betreffen beide die multilaterale Zusammenarbeit der
Schweiz. Sie weisen jedoch grosse Unterschiede auf, die auf folgende Gründe zurückzuführen sind :
1. Der statistisch erfasste Bereich ist nicht der gleiche : Tabelle 5 in Kapitel 2 umfasst die multilaterale öffentliche Ent-
wicklungshilfe der Schweiz, d.h. sämtliche allgemeinen Beiträge an alle multilateralen Organisationen und Institutionen,
die gemäss den internationalen DAC-Richtlinien als öffentliche Entwicklungshilfe erklärt werden können. Hingegen
berücksichtigt das in obiger Tabelle aufgeführte finanzielle Engagement der Schweiz in den regionalen Entwicklungsban-
ken diese Richtlinien nicht. Sie schliesst die Europäische Entwicklungsbank (EBRD) mit ein, die nicht auf der Liste der für
die öffentliche Entwicklungshilfe in Frage kommenden Organisationen aufgeführt ist.
2. Die betreffenden Beträge sind unterschiedlich, da Tabelle 5 in Kapitel 2 die den multilateralen Organisationen effektiv
ausgezahlten Beträge aufführt, wohingegen in der obigen Tabelle die verpflichteten Beträge (committed amounts) d.h. die
zum Zeitpunkt der Wiederauffüllung des Kapitals und der Fonds angekündigten Beträge aufgeführt sind.
b SII = Inter-American Investment Corporation.
c FSO =  Fund for Special Operations.
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